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Vorblatt 


Zustimmungsgesetz 

zu dem Europäischen Übereinkommen über die Be- 
schränkung der Verwendung bestimmter Detergentien 
in Wasch- und Reinigungsmitteln 

(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Die Bundesregierung hat das Europäische Übereinkommen 
über die Beschränkung der Verwendung bestimmter Deter- 
gentien in Wasch- und Reinigungsmitteln von 1968 unterzeich- 
net, das nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes der 
Zustimmung der für die Bundesgesetzgebung zuständigen Kör- 
perschaften in Form eines Bundesgesetzes bedarf, da es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 


B. Lösung 

Zustimmungsgesetz zu dem Übereinkommen, das auch im Land 
Berlin gelten und am Tag nach seiner Verkündung in Kraft 
treten soll. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine: Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führungen des Gesetzes nicht mit Kosten belastet, da die maß- 
gebliche, in Artikel 1 des Übereinkommens enthaltene Verpflich- 
tung der Vertragsparteien für die Bundesrepublik Deutschland 
bereits mit dem Erlaß des Gesetzes über Detergentien in Wasch- 
und Reinigungsmitteln und eine entsprechende Verordnung 
erfüllt ist. 
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Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes zu dem Europäischen Über- 
einkommen vom 16. September 1968 über die Beschränkung 
der Verwendung bestimmter Detergentien in Wasch- und 

Reinigungsmitteln 

— Drucksache VI/2251 — 

A, Bericht des Abgeordneten Müller (Mülheim) 


Der Gesetzentwurf wurde in der 125. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 8. Juni 1971 dem Innen- 
aussthuß sowie dem Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit überwiesen. Mit Schreiben vom 
24. September 1971 hat der Vorsitzende des Aus- 
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit mit- 
geteilt, daß in den Ausschußberatungen Einwen- 
dungen gegen den Gesetzentwurf nicht erhoben 
worden seien. Der Innenaussdiuß hat seine Beratun- 
gen am 26. Januar 1972 abgeschlossen und empfiehlt 
einstimmig, den Gesetzentwurf in der von der Bun- 


desregierung vorgeschlagenen Fassung anzuneh- 
men. Zur Begründung wird auf Seite 2 der Druck- 
sache VI/2251 verwiesen. 

Kosten werden Bund, Ländern und Gemeinden 
durch die Ausführungen des Gesetzes nicht entste- 
hen, da die maßgebliche, in Artikel 1 des Überein- 
kommens enthaltene Verpflichtung der Vertrags- 
parteien für die Bundesrepublik Deutschland be- 
reits mit dem Erlaß des Gesetzes über Detergentien 
in Wasch- und Reinigungsmitteln und eine entspre- 
chende Verordnung erfüllt ist. 


Bonn, den 27. Januar 1972 


Müller (Mülheim) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Aussdiusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2251 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 27. Januar 1972 


Der Innenaussdiuß 


Berger 

Stellv. Vorsitzender 


Müller (Mülheim) 

Berichterstatter 
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